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Beschäftigungsperspektiven von Treuhandunternehmen und 
Ex-Treuhandfirmen im Oktober 1991 

Jürgen Kühl, Reinhard Schaefer, Jürgen Wahse, Berlin* 

Im Oktober 1991 befragte das Ostberliner Institut für Wirtschaftswissenschaften 8047 Treuhandunternehmen, von denen 
61% mit gut zwei Dritteln aller THA-Beschäftigten antworteten, sowie 2039 Ex-Treuhandfirmen, von denen 45% mit 
ebenfalls gut zwei Dritteln der dort Beschäftigten antworteten. 
Treuhandfirmen haben 1991 ihre Beschäftigung durch Privatisierung, Ausgründung und Überleitung in Beschäftigungsge-
sellschaften, aber auch durch betriebsbedingte Kündigungen von 3 Mio. auf 1,4 Mio. abgebaut. 
Nach weiterem Rückgang um 300 000 Arbeitnehmer im Jahr 1992 könnte sich die Beschäftigtenzahl bei l Mio. stabilisieren. 
Der Umsatz von Treuhandfirmen stieg vom 1. zum 2. Halbjahr 1991 um 8% auf 88,5 Mrd. DM, je Beschäftigten jedoch viel 
stärker. 
Im Zuge der Lohnangleichung stiegen die Bruttoentgelte von April bis September 1991 um 500 DM auf 2083 DM. Doch 
wird im verarbeitenden Gewerbe bislang nur die Hälfte der Westlöhne erreicht. Die Personalzusatzkosten betragen ein 
Viertel der Bruttoentgelte. 
Der Abbau von Beschäftigten im 3. Quartal 1991 mündete für 26% des Personals in einen Arbeitsplatz außerhalb der 
Treuhand, 17% wurden durch die Arbeitsmarktpolitik aufgefangen, und 15% sind nicht mehr im Erwerbsleben. 
24% wurden arbeitslos. Für 19% liegen keine Informationen vor; doch ist zu befürchten, daß ein großer Teil davon ebenfalls 
arbeitslos geworden ist. 
Von den im Winterhalbjahr 1991/92 abzubauenden Arbeitnehmern gehen 100 000 in ABS-Gesellschaften, je 50 000 in 
Arbeitsbeschaffungs- und Bildungsmaßnahmen der BA und 80 000 in ausgegründete Betriebe. 30 000 sind zur Wiederein-
stellung bei besserer Auftragslage vorgesehen. 
Zwischen ihrer Privatisierung und dem 1. 10. 1991 haben frühere Treuhandbetriebe ihr Personal um ein Fünftel abgebaut. 
1992 wird eine abgeschwächte Personalreduzierung erwartet, 1993 dann eine Beschäftigungsstabilisierung bei etwa zwei 
Drittel des Anfangswertes. 
Je Beschäftigten wurden 1991 ein Umsatz von 116 000 DM erzielt und 19 000 DM investiert. 1992 sollen die Investitionen je 
Arbeitsplatz um 47% auf 28 000 DM steigen. 
Die Ergebnisse dienen der Aufgabenerledigung der THA und der BA und der Diskussion um die Re-Industrialisierung 
Ostdeutschlands. 
Beide Befragungen werden zum 1. 4. 1992 wiederholt, so daß Längsschnittanalysen des wirtschaftlichen Transformations-
prozesses möglich werden. 
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l Die beschäftigungspolitische Bedeutung der Treuhand-
Unternehmen und der Ex-Treuhandfirmen 
Die Treuhandanstalt (THA) begann ihre Tätigkeit am 
1. 7. 1990 mit 4,08 Mio. Arbeitnehmern in ihren Beteili-
gungsunternehmen. Anfang 1992 waren es noch rd. 
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1,5 Mio. Beschäftigte. Während die THA offiziell von 
1,65 Mio. Beschäftigten zum Jahreswechsel spricht, erge-
ben hochgerechnete Erwartungsdaten vom Oktober 1991 
zum 1.1. 1992 lediglich 1,4 Mio. Die Differenz erklärt sich 
aus den Erfassungsmethoden und dem Kündigungsstichtag 
zum Quartalsende, zu dem einige hunderttausend Beschäf-
tigungsverhältnisse, insbesondere von Kurzarbeitern, 
endeten. So betrug der Zugang zur Arbeitslosigkeit allein 
im Januar 1992 rd. 417 000 Personen, die nahezu alle 
vorher beschäftigt waren; im Februar waren es noch 
90 000. Dennoch besteht gegenwärtig noch jeder vierte 
ostdeutsche Arbeitsplatz in THA-Unternehmen. 

Ende Januar 1992 war rd. die Hälfte der THA-Unterneh-
men privatisiert, reprivatisiert oder in kommunale Verant-
wortung übergeben worden. Bei diesen Ex-Treuhandfir-
men endete die THA-Zuständigkeit vollständig oder es 
bestehen THA-Beteiligungen fort. In den Verträgen mit 
allen Ex-Treuhandfirmen wurden bis 31. 1. 92 rd. 967 000 
Arbeitsplätze berücksichtigt. Bei den Verkäufen von THA-
Liegenschaften wurden weitere 185 000 Arbeitsplätze 
vertraglich festgeschrieben. Freilich wurden diese 
verpflichtenden Beschäftigungszahlen nicht in allen Verträ-
gen vereinbart. Sofern es sie gab, waren Ausmaß und 
Zeitpunkt der Beschäftigungsverpflichtungen uneinheitlich 
geregelt, z. T. an wirtschaftliche Betriebsentwicklungen 
gebunden. Freilich wurden auch Strafzahlungen bei Unter-
schreitung dieser Verpflichtungen festgeschrieben. 

Die Beschäftigungsbedeutung der Ex-Treuhandfirmen und 
der Liegenschaften liegt in der Größenordnung von 
1,2 Mio. Arbeitsplätzen, einem Fünftel der ostdeutschen 
Beschäftigung. Freilich wäre dies erst ein gutes Viertel aller 
Beschäftigten zu Beginn der THA-Aktivitäten (4,08 Mio.). 
Trotz des zunehmenden Privatisierungstempos hat sich die 
Zahl der in THA-Verwaltung verbliebenen Unternehmen 
in 1991 kaum verringert. Anfang 1992 waren es noch 
5843 Firmen. Häufig wurden nur Unternehmensteile abge-
geben, so daß zwar die Zahl der der THA unterstehenden 
Betriebe kaum abnimmt, wohl aber ihre Größe. 

Wegen der immer noch hohen Beschäftigungsbedeutung 
der THA-Unternehmen hat das IAB im Herbst 1991 
(Stichtag 1. Oktober 1991) deren Befragung1 vom Frühjahr 
1991 wiederholt, um Beschäftigungsstrukturen und -per-
spektiven sowie deren Determinanten zu ermitteln. 
Zusätzlich wurden die im September 1991 vollständig pri-
vatisierten Ex-Treuhandfirmen zu vergleichbaren Aspek-
ten gefragt, um zu prüfen, in welchem Umfang der Arbeits-
platzabbau in THA-Unternehmen durch Privatisierungen 
aufgefangen wurde und worin sich beide Gruppen von 
Firmen unterscheiden. 

1 J. Kühl, R. Schaefer, J. Wahse: Beschäftigungsperspektiven von Treu-
handunternehmen,  in:  MittAB 3,  1991,  S. 501-513.  Ferner J. Wahse 
u. a.: Beschäftigungsperspektiven von Treuhandunternehmen – Umfrage 
4/1991, BeitrAB 152, Nürnberg 1991. 

2 Um die Beschäftigten regional exakt zuordnen zu können, wurden die 
Unternehmen aufgefordert, gesonderte Angaben für die Betriebsteile zu 
machen, die ihren Standort in anderen Landkreisen als der Unterneh-
menshauptsitz haben. In den ausgewerteten Datensätzen sind daher auch 
die Angaben solcher Betriebsteile enthalten. 

3 Der gesamte Ergebnisbericht von Jürgen Wahse, Vera Dahms, Sibylle 
Fitzner, Hans Mittelbach, Reinhard Schaefer: Beschäftigungsperspekti-
ven von Treuhandunternehmen und Ex-Treuhandfirmen – Umfrage 10/ 
1991 ist als BeitrAB 160 im Erscheinen. 

2 Die Datenbasis der beiden Befragungen 
Zum Erhebungszeitpunkt am 1. 10. 1991 gab es 8047 Treu-
handunternehmen. 
Allen wurde der in der Anlage beigefügte Fragebogen 
zugeschickt. Davon sind 5192, das sind 64,5%, zurückge-
sandt worden2. 298 Firmen haben zwar geantwortet, aber 
keine Angaben gemacht (110 von ihnen waren zum Befra-
gungszeitpunkt bereits in Liquidation, 127 schon privati-
siert, 61 gaben keine Erklärung ab). Somit waren 4894 
Datensätze verwertbar (60,8% der befragten Unterneh-
men). Am 1. 10. 1991 waren in diesen Unternehmen 
l 383 700 Beschäftigte tätig. Von den insgesamt 2,0 Millio-
nen Arbeitnehmern der Treuhandunternehmen zum Befra-
gungszeitpunkt konnten daher 69,2% in die Auswertung 
einbezogen werden. 
Für die Hochrechnung auf die Gesamtheit der Treuhand-
unternehmen wurde der Faktor 1,445 verwendet (Relation 
zwischen der Beschäftigtenzahl aller 8047 Treuhandunter-
nehmen am 1. 10. 1991 und der Unternehmen, deren 
Daten verwertbar waren). 
Die Befragung der Mitte September bereits vollständig 
privatisierten Treuhandunternehmen umfaßte 2039 Firmen. 
In ihnen arbeiteten zum Stichtag am 1. 10. 1991 etwa 
355 000 Beschäftigte. Es handelt sich dabei vor allem um 
Unternehmen des verarbeitenden Gewerbes (einschließ-
lich Baugewerbe), des Handels und des Dienstleistungsge-
werbes. 
Von den 2039 angeschriebenen Unternehmen haben 1003 
geantwortet (49,2%). 69 dieser Firmen waren am Befra-
gungsstichtag bereits in Liquidation. 25 Fragebögen waren 
nicht verwertbar. Somit konnten 909 Datensätze berück-
sichtigt werden (44,6%). In diesen 909 Firmen waren zum 
Zeitpunkt ihrer Privatisierung 238 000 Arbeitnehmer tätig. 
Von den insgesamt 355 000 Beschäftigten der angeschrie-
benen ehemaligen Treuhandunternehmen konnten somit 
67,1% in die Auswertung einbezogen werden. Hochrech-
nungen auf die Gesamtheit der befragten Unternehmen 
erfolgten mit dem Faktor 1,49 (Relation zwischen dem 
Beschäftigtenbestand der befragten und dem der antwor-
tenden Unternehmen zum Zeitpunkt ihrer Privatisierung).3 
Beide Befragungen werden im Frühjahr 1992 zum Stichtag 
1. 4. wiederholt. In der Befragung der Treuhandunterneh-
men haben rd. 3500 Unternehmen in der ersten und in der 
zweiten Welle geantwortet. Über diesen Verlauf und zum 
Übergangsprozeß von THA-Unternehmen zu Ex-Treu-
handfirmen wird demnächst berichtet. 

3 Beschäftigungslage und -Perspektive in Treuhandunter-
nehmen 
3.1 Beschäftigungsentwicklung bis Anfang 1994 
Zwischen dem 1.1. 1991 und dem 1. 10. 1991 hat sich die 
Beschäftigtenzahl in den befragten Treuhandfirmen um 
33% reduziert. Besonders drastisch war der Abbau zum 
Jahresende. Allein im letzten Quartal 1991 ist nach Anga-
ben der Unternehmen der Personalbestand noch einmal 
um etwa ein Drittel zurückgegangen (von 2,0 Millionen auf 
1,4 Millionen). In einem Jahr hat sich damit die Beschäftig-
tenzahl um 53% verringert. Die Zahl der männlichen 
Beschäftigten sank 1991 auf 51%, die der Frauen auf 41%. 
Auch im Jahr 1992 soll sich der Abbau von Arbeitsplätzen 
fortsetzen. Ende 1992 werden nur noch 1,1 Millionen 

  

MittAB 1/92 33 



Tabelle 1: Beschäftigtenzahl in Treuhandunternehmen – 
Hochrechnung auf die befragten Unternehmen insgesamt 

(Personen und Prozent) 

Arbeitnehmer in den befragten Unternehmen tätig sein, 
d. h. weitere 300 000 werden aus ihrem Arbeitsverhältnis 
ausscheiden müssen. Die Beschäftigtenzahl beträgt dann 
nur noch 37% des Standes vom 1.1. 1991. 
Für das Jahr 1993 sehen die Voraussagen etwas optimisti-
scher aus. Zwar geht der Personalbestand weiter zurück 
(auf 35% im Vergleich zum Jahresanfang 1991). Er soll sich 
aber bei etwa einer Million stabilisieren (vgl. Tabelle l und 
Abbildung 1). 
Dem Beschäftigtenabbau stehen, wenn auch in bescheide-
nem Maße, Neueinstellungen in den Treuhandunterneh-
men gegenüber. Vom 1. 1. bis zum 1. 10. 91 erhielten 
44 000 Arbeitnehmer einen neuen Arbeitsvertrag, davon 
35% als Ersatz für ausgeschiedene Mitarbeiter. Der Anteil 
der Frauen an den Neueinstellungen entspricht etwa ihrem 
Anteil an den Beschäftigten. 
Die Beschäftigungserwartungen für den 1.1. 1992 lagen im 
Oktober um 14% niedriger als im April. Auch für die Jahre 
1992 und 1993 haben die Unternehmen ihre Prognosen um 
jeweils etwa 20% nach unten korrigiert. Offensichtlich ist 
das Ausmaß der Beschäftigungseinbrüche sowohl kurz- als 
auch mittelfristig erheblich unterschätzt worden. 

3.2 Sektorale Beschäftigungsstrukturen 
Tabelle 2 zeigt die sektorale Beschäftigungsstruktur, die 
Beschäftigungsanteile von Frauen, Kurzarbeitern und Aus-
zubildenden sowie die Beschäftigungserwartungen vom 
1. 10. 1991 bis Anfang 1992 und 1993. 
Nach wie vor steht der Kern der ostdeutschen Industrie 
und damit die große Mehrheit der 2 Mio. Beschäftigten 

Tabelle 2: Beschäftigungsstruktur und -entwicklung,  Anteile von Frauen,  Kurzarbeitern und Auszubildenden in Treuhandfirmen 
(Hochrechnung) 

 

Quelle: Befragung der Treuhandunternehmen durch IWW/IAB im Oktober 1991 
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vom Oktober 1991 unter THA-Verwaltung: Über 310 000 
im Maschinenbau, 176 000 in der Elektroindustrie, 166 000 
im Bergbau, 144 000 in der Chemie, je 125 000 in der 
Textil- und Bekleidungsindustrie sowie im Bauhauptge-
werbe. Auf Dienstleistungen entfallen nur 12% der 
Beschäftigung in THA-Unternehmen. 

Mit der nicht nennenswerten Ausnahme der Kredit- und 
Finanzinstitute sind die Beschäftigungserwartungen aller 
Sektoren bis Ende 1992 auf weiteren Abbau gerichtet. In 
allen unterschiedenen 23 Branchen wurden die schon pes-
simistischen Beschäftigungserwartungen vom Frühjahr 
1991 im Herbst noch nach unten korrigiert. Dies gilt auch 
flächendeckend, denn von den 38 Arbeitsamtsbezirken gab 
es nur in 2 leicht nach oben korrigierte Erwartungen. 

Über die Hälfte der Sektoren hat überdurchschnittliche 
Anteile von Frauen an den Beschäftigten. Während die 
Frauenanteile in der Textil- und Bekleidungsindustrie 
sowie in der Leder- und Schuhindustrie – wohl auch wegen 
der dort relativ geringen Löhne – hoch bleiben, sinken sie 
im Handel, in den Dienstleistungen und in Feinmechanik/ 
Optik. 
In THA-Unternehmen war am 1. 10. 1991 der Kurzarbei-
teranteil mit 35,5% der Beschäftigten mehr als doppelt so 
hoch wie in Ostdeutschland insgesamt. Dies gilt auch für 
den Anteil der Null-Kurzarbeit, von der 405 000 der insge-
samt 709 000 Kurzarbeiter in THA-Unternehmen betrof-
fen waren. Dies trifft auch auf alle Sektoren mit Ausnahme 
der Energie- und Wasserversorgung zu. In allen Branchen 
– und in allen neuen Bundesländern – sind Frauen in THA-
Unternehmen stärker von Kurzarbeit betroffen als 
Männer. 
Mit Ausnahme zweier Branchen (Bergbau und NAG-Indu-
strie) haben alle anderen Branchen mehr als die Hälfte der 
Kurzarbeiter in der Kategorie 75 bis 100% Arbeitsausfall. 
Besonders viel Kurzarbeiter haben Branchen mit erwartet 
hohem Beschäftigungsabbau. Das Ende der Kug-Sonderre-
gelung bedeutete dort hohen Personalabbau. 

Anfang Oktober 1991 gab es 118 000 Auszubildende in 
Treuhandfirmen, fast 6% der Beschäftigten, anteilig mehr 
als am Ende der DDR. Zwar wurden im vorausgegangenen 
Ausbildungsjahr 21 000 Ausbildungsverhältnisse abgebro-
chen, doch konnte jeder Zweite in eine überbetriebliche 
Ausbildung übernommen werden. Jeder sechste Auszu-
bildende wird im Auftrag anderer Betriebe ausgebildet. 
Von den 31 000 Ausbildungsabsolventen wurde nur jeder 
Dritte übernommen. Treuhandfirmen gaben 1991 etwa 
12 000 DM pro Auszubildenden aus, 56% aus Eigenmit-
teln, 31% aus Treuhandmitteln. 

Die gegenwärtige Ausbildungssituation ist zumindest zah-
lenmäßig noch zufriedenstellend. Um die Zahl der gegen-
wärtig in Treuhandunternehmen Auszubildenden aufrecht-
zuerhalten, müßten bei einer durchschnittlich dreijährigen 
Ausbildungszeit in jedem Jahr fast 40 000 Auszubildende 
eine berufliche Erstausbildung aufnehmen. Im September/ 
Oktober 1991 haben aber die Treuhandunternehmen nur 
etwa 15 000 Auszubildende eingestellt. 
Demgegenüber zeugt die Entwicklung der Auszubilden-
denzahlen in den Wirtschaftsgruppen Bauhauptgewerbe, 
Ausbau- und Bauhilfsgewerbe, Energiewirtschaft/Wasser-
versorgung, Eisen- und NE-Metallerzeugung sowie Stahl-
und Leichtmetallbau vom beginnenden Aufschwung und 
vom Vertrauen in diese, die wirtschaftliche Entwicklung 
insgesamt entscheidend bestimmenden Branchen. So ent- 

fallen 22% aller im Ausbildungsjahr 1991/1992 neu angebo-
tenen Ausbildungsplätze auf das Baugewerbe, fast 10% auf 
Energiewirtschaft/Wasserversorgung. 

3.3 Ursachen des Beschäftigungsabbaus aus betrieblicher Sicht 
Die Treuhandunternehmen wurden auch darüber befragt, 
worin sie die Hauptursachen für ihren Beschäftigtenabbau 
sehen (Mehrfachnennungen). Am häufigsten wurden zu 
hohe Produktionskosten genannt (von 51% der Unterneh-
men). 41% führten Finanzierungsprobleme (Altschulden, 
mangelnde Investitionsmittel, Liquiditätsengpässe) an. 
Jeweils ein Drittel der Firmen klagte über Verdrängung 
vom Markt trotz wettbewerbsfähiger Produkte (32%), 
über verändertes Kaufverhalten der Bevölkerung (30%) 
und über den Einbruch auf den osteuropäischen Märkten 
(29%). Dagegen nannten nur 4% eine unzureichende Pro-
duktqualität als Grund für ihre Absatzschwierigkeiten. 
Dagegen sehen weitaus mehr Wirtschaftsgruppen ihre 
Schwierigkeiten darin, daß sie trotz wettbewerbsfähiger 
Produkte vom Markt verdrängt werden, also in von ihnen 
nur beschränkt beeinflußbaren Faktoren. Das trifft vor 
allem für das Nahrungs- und Genußmittelgewerbe mit 51% 
der befragten Unternehmen zu, aber auch Leder- und 
Schuhindustrie (48%) sowie chemische Industrie (46%) 
geben zu einem hohen Prozentsatz diesen Grund an. 
Von den Unternehmen mit einer Betriebsgröße mit weniger 
als 20 Beschäftigten klagen maximal 30% über eine der 
erwähnten Ursachen für einen Beschäftigungsrückgang. 
Nur 27% dieser Kleinbetriebe führen zu hohe Produktions-
kosten an, dagegen tun dies etwa zwei Drittel der Firmen 
mit mehr als 250 Beschäftigten. Auch von Absatzschwie-
rigkeiten auf osteuropäischen Märkten sehen sich vor allem 
größere Betriebe betroffen. 
Die in ihrer Beschäftigtenzahl expandierenden Unterneh-
men klagen kaum noch über Schwierigkeiten. Sogar Finan-
zierungsprobleme, den von ihnen am meisten genannten 
Engpaß, gibt es nur bei 9% der Firmen. 

3.4 Entgelte in Treuhandunternehmen 
Der Bruttodurchschnittslohn je Beschäftigten (ohne Kurz-
arbeiter und Auszubildende) betrug im September 1991 in 
den erfaßten Treuhandunternehmen 2083 DM. Im Verlauf 
der kurzen Zeit seit April 1991 ist im Ergebnis der Tarifver-
handlungen der nominelle Durchschnittslohn in den Treu-
handunternehmen um 553 DM bzw. 36% gestiegen. Im 
Vergleich zum verarbeitenden Gewerbe in den alten Bun-
desländern erreichte der Durchschnittslohn in den Treu-
handunternehmen der neuen Bundesländer damit etwa 
50%. 
Diese Durchschnittsbetrachtung ist nicht unproblematisch. 
Ähnliches gilt für die Bereinigung um Kurzarbeiter, Aus-
zubildende und Teilzeitkräfte. Erfragt wurden die Perso-
nalkosten im September 1991 insgesamt (ohne Kurzarbeiter 
und Auszubildende, ohne Personalzusatzkosten wie 
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung). Der niedrig-
ste, häufigste und höchste Lohn sowie die Standardabwei-
chung sind natürlich informativer, sowohl im Vergleich der 
Unternehmen einer Branche untereinander als auch der 
Branchen untereinander. Intrasektorale und intersektorale 
Lohndifferenzen lassen sich mit dem Datenmaterial ohne 
weiteres bestimmen. Auch läßt sich die Fragestellung noch 
präziser fassen, selbst wenn nicht alle wesentlichen Entgelt-
faktoren abfragbar sind. 
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Entscheidend ist, daß Höhe, sektorale Struktur und die 
Zunahme von April bis September 1991 durchaus in 
Berechnungen passen, die vom WSI-Tarifarchiv4, vom 
DIW und vom Statistischen Bundesamt vorgelegt worden 
sind. 
Die Branchen Bauhaupt-, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe 
liegen mit 2746 bzw. 2364 DM weiter an der Spitze und die 
Schuh- und Lederindustrie am Ende der Einkommenskala 
(vgl. Tabelle 3). Innerhalb der Branchen weichen die 
Löhne in den einzelnen Unternehmen unterschiedlich stark 
vom Durchschnitt der Branchen ab. Die Lohn- und 
Gehaltsunterschiede, die innerhalb einer Wirtschafts-
gruppe auftreten, sind aber geringer als die zwischen den 
Branchen. Kennzeichnend für die Lohn- und Gehaltsent- 

Tabelle 3: Entgelt je Beschäftigten (ohne Kurzarbeiter und Aus-
zubildende) sowie Entgeltanteil am Umsatz je Beschäftigten nach 
Sektoren, 1991 

  
 
 
4 Reinhard Bispinck und WSI-Tarifarchiv: Tarifpolitik in der Transforma-

tionskrise. Eine Bilanz der Tarifbewegungen in den neuen Ländern im 
Jahr 1991, DGB-Tarifbericht Ost, Düsseldorf 1991. 

5 Vergleichswerte  von  Manfred  Kaufmann:   Arbeitseinkommen  in  der 
DDR, Der Arbeitgeber, Sonderheft DDR Nr. 223/224, April 1990, S. 18. 

wicklung in den Treuhandunternehmen im Jahre 1991 war, 
daß besonders solche Branchen einen hohen prozentualen 
und absoluten Lohn- und Gehaltszuwachs hatten, die in 
der absoluten Höhe besonders zurückgeblieben waren. 
Die Schuh- und Lederindustrie wies z. B. eine Steigerung 
auf 163% auf. Innerhalb der Treuhandunternehmen gab es 
daher 1991 in der Branchenstruktur einen stärkeren 
Angleichungsprozeß der Löhne und Gehälter. 

In den Unternehmen mit einem Frauenanteil von über 80% 
wurde 1000 DM Monatslohn weniger gezahlt als in Betrie-
ben, in denen der Anteil weiblicher Beschäftigter unter 
20% liegt. 
Expandierende Unternehmen lagen mit 2462 DM deutlich 
über den schrumpfenden Firmen mit 2027 DM. 

Einen außergewöhnlich hohen Monatslohn erhielten mit 
3320 DM die Arbeitnehmer in Betrieben mit weniger als 
20 Beschäftigten. Zwischen allen anderen Beschäftigten-
größenklassen unterscheiden sich die Einkommen nur un-
wesentlich. 
Die Personalzusatzkosten betrugen in den erfaßten Treu-
handunternehmen im Durchschnitt etwa 25% der Perso-
nalkosten. 
Die sektoralen Lohndifferenzen haben in Treuhandunter-
nehmen seit DDR-Zeiten vom September 1988 bis Septem-
ber 1991 erheblich zugenommen. Betrug das Durch-
schnittsentgelt im Bauwesen dort damals 113% des 
Gesamtdurchschnitts, so beträgt der ebenfalls höchste 
Wert im Bauhauptgewerbe nun 132% des Durchschnitts. 
Umgekehrt erreichten die niedrigsten Entgelte in THA-
Unternehmen der Leder- und Schuhindustrie jetzt nur 
noch 67,5% des Durchschnitts, während es in der DDR-
Leichtindustrie 92% waren.5 

Über die Hälfte der THA-Unternehmen hatte zwar zu 
hohe Produktionskosten als eine der Hauptursachen des 
Beschäftigungsabbaus benannt. Daraus darf aber nicht 
ohne weiteres die Schlußfolgerung gezogen werden, daß zu 
hohe Lohnkosten bzw. Lohnsteigerungen der Hauptfaktor 
für die überhöhten Produktionskosten waren. Das ist aus 
zwei Gründen nicht zutreffend: erstens sind die Löhne 
gegenwärtig in den neuen Bundesländern erst halb so hoch 
wie in den alten Bundesländern, und zweitens war speziell 
im Jahre 1991 die Produktivitätssteigerung in den Treu-
handunternehmen wesentlich größer als der Lohn- und 
Gehaltszuwachs. 
In der Zeit vom 1. 1. bis zum 1. 10. 1991 ist die Zahl der 
Beschäftigten in Treuhandunternehmen um 33% gesun-
ken. Selbst bei gleichbleibendem Produktionsniveau ent-
spräche dies einem Produktivitätswachstum um das 
l,5fache. Wenn man die achtprozentige Umsatzsteigerung 
zwischen erstem und zweitem Halbjahr 1991 berücksich-
tigt, hat sich die Produktivität sogar um das l,6fache 
erhöht. Das zeigt, daß der drastische Beschäftigtenabbau 
in den Treuhandunternehmen bei gleichzeitiger Umsatz-
steigerung zu einer höheren Produktivität geführt hat. Frei-
lich können Steigerungen der Umsatzproduktivität auch 
auf höhere Preise zurückgehen. 

Wie die Befragungsergebnisse zeigen, ist der Lohnanteil 
am Umsatz (die Lohnbelastungsquote) im Durchschnitt 
aller Treuhandunternehmen von 24% im April auf 22% im 
September 1991 gesunken. Nur in einigen wenigen Bran-
chen ist eine leichte Steigerung der Lohnbelastungsquote 
festzustellen. 
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Im produzierenden Gewerbe der alten Bundesländer 
betrug sie im Jahre 1989 20,2%, allerdings bei fast doppelt 
so hohen Löhnen und Gehältern.6 
Beim Vergleich mit der nominellen Lohn- und Gehaltser-
höhung zeigt sich, daß der reale Einkommenszuwachs der 
Arbeitnehmerhaushalte in Ostdeutschland im Jahre 1991 
wesentlich niedriger, in vielen Fällen sogar negativ war. 
Besonders in der zweiten Hälfte des Jahres 1991 erfolgte 
eine sprunghafte Angleichung der Miet-, Energie- und 
Verkehrstarife an die der alten Bundesländer. 

3.5 Umsatzentwicklung in 1991 
Der Umsatz der Treuhandunternehmen lag im ersten 
Halbjahr 1991 bei 81,8 Mrd. DM (Hochrechnung) und 

Tabelle 4: Veränderung des Umsatzes insgesamt und je Beschäf-
tigten im 2. Halbjahr 1991 gegenüber dem 1. und Jahresumsatz 

1991 je Beschäftigten in 1000 DM 

sollte nach Auskunft der Unternehmen im zweiten Halb-
jahr auf 88,5 Mrd. DM, d. h. um 8%, steigen. Dies kann 
als Anzeichen für einen langsam einsetzenden wirtschaftli-
chen Aufschwung in Ostdeutschland gewertet werden. 
Sektoral steigt der Umsatz je Beschäftigten in allen Bran-
chen (Tab. 4). Absolut gesehen sahen einige wenige Bran-
chen auch Umsatzrückgänge für das 2. Halbjahr. Dies 
mag, z. B. in der Nahrungs- und Genußmittelindustrie, 
auch mit saisonalen Gründen zusammenhängen. Für 1991 
insgesamt erwarten Treuhandunternehmen je Beschäftig-
ten einen Umsatz von 74 000 DM; rechnet man Kurzarbei-
ter wegen der verbreiteten Nullarbeit und Auszubildende 
wegen der Lehrzeit heraus, waren es sogar 93 000 DM je 
„Normalbeschäftigten“. Indizien für Umsatzrenditen erge-
ben sich, wenn man etwa 23% des Umsatzes für das 
Direktentgelt und Lohnzusatzkosten mit einem Viertel des 
Bruttoentgelts ansetzt. In kleineren Unternehmen bis zu 
100 Beschäftigten ergab sich Umsatzrückgang bis -Stagna-
tion, größere Unternehmen konnten ihren Umsatz zwi-
schen 5% und 12% im Betrachtungszeitraum erhöhen. 
Deutlich über 40% des Gesamtumsatzes werden in THA-
Unternehmen mit 1500 und mehr Beschäftigten erzielt. 
Wesentliche Ursachen für die wirtschaftlichen Schwierig-
keiten der noch bestehenden Treuhandunternehmen sind, 
wie die Ergebnisse der Befragung zeigen, der Wegfall eines 
großen Teils der osteuropäischen Märkte, das veränderte 
Kaufverhalten der Bevölkerung, aber auch die Verdrän-
gung vom Binnenmarkt trotz wettbewerbsfähiger Pro-
dukte. 

3.6 Verbleib der Beschäftigungsabgänge 
Zwischen dem 1. 7. und 30. 9. 1991 sind aus den befragten 
Treuhandunternehmen 227 000 Beschäftigte ausgeschie-
den; 47% von ihnen erhielten eine betriebsbedingte Kündi-
gung. Bei Frauen war dieser Anteil mit 60% weit höher. 
Über den Verbleib der im 3. Quartal 1991 aus Treuhandfir-
men ausgeschiedenen Arbeitnehmer gaben die Unterneh-
men folgende Auskunft: 
15,0% sind nicht mehr im Erwerbsleben tätig: 

13,7% nahmen Altersübergangsgeld in Anspruch, 
1,3% erhalten Altersruhegeld, Erwerbs- oder Be-
rufsunfähigkeitsrente. 

25,9% haben einen Arbeitsplatz außerhalb von Treuhand-
unternehmen gefunden: 
6,8% verblieben in ausgegründeten Betriebs-

teilen, 
17,8% wechselten in ein anderes Unternehmen, 
1,3% haben eine private Existenz gegründet. 

16,5% wurden durch Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
aufgefangen: 
5,2% sind in Gesellschaften zur Arbeitsförde-

rung, Beschäftigung und Strukturentwick-
lung (ABS) tätig, 

6,6% nehmen an Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men (ABM) teil, 

4,7% befinden sich in Fortbildung und Umschu-
lung (FuU). 

23,6% sind nach Auskuft der Unternehmen arbeitslos. 1) Ohne Auszubildende und Kurzarbeiter 

18,9% der Ausgeschiedenen sind nicht zuordenbar. Über 
ihre gegenwärtige Tätigkeit liegen den Unterneh-
men keine Informationen vor. Es ist zu befürchten, 
daß ein großer Teil arbeitslos geworden ist. 

6 Vgl. Statistisches Jahrbuch für das vereinte Deutschland 1991, Wiesbaden 
1991, S. 195. 
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Nach THA-Angaben7 sind im 4. Quartal 1991 bis Jahres-
ende mehr als 400 000 Arbeitnehmer aus Unternehmen der 
THA ausgeschieden. Nach der Erhebung betrug der 
Beschäftigtenstand am 1.10.1991 rd. 2 Mio., der für 
1. 1. 1992 erwartete rd. 1,4 Mio. Nach THA-Angaben 
waren am 31. 12. 1991 noch 1,65 Mio. Beschäftigte in 
ihren Unternehmen. 
Während der Anteil betriebsbedingter Kündigungen im 
Jahresverlauf 1991 recht gleichbleibend knapp die Hälfte 
der Personalabgänge betraf – zum Jahresende wird er stark 
angestiegen sein, wie im Januar 1991 der sehr hohe Zugang 
von 417 000 zu allermeist vorher Beschäftigten zur Arbeits-
losigkeit zeigt, selbst wenn diese nicht alle aus THA-
Unternehmen kamen. Ferner hatten sich die Verbleibmög-
lichkeiten im Jahresverlauf 1991 erheblich verändert: Im 
dritten Quartal waren 15% der Personalabgänge aus dem 
Erwerbsleben ausgeschieden, im ersten Halbjahr nur gut 
10%; einen anderen Arbeitsplatz außerhalb von THA-
Unternehmen fanden im Herbst 1991 rd. 26%, im 1. Halb-
jahr waren es erst 18%; arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men nahmen nun, insbesondere ABS-Gesellschaften 17% 
der Abgänge auf, während es im 1. Halbjahr 11% waren. 
Umstritten ist der Abgang in Arbeitslosigkeit. Jeweils am 
Ende des 1. und 2. Halbjahres lagen große Kündigungster-
mine, zu denen wegen auslaufender Sonderregelungen 
zusätzlich Beschäftigte und Kurzarbeiter abgebaut wurden. 
Im 1. Halbjahr wurden 46% der Personalabgänge durch 
betriebsbedingte Kündigung abgebaut, von denen ein 
beträchtlicher Teil von Arbeitslosigkeit bedroht war. 
Allein im Juli 1991 gab es 325 000 Zugänge zur Arbeitslo-
sigkeit, weit überwiegend zuvor Beschäftigte in- und außer-
halb von THA-Unternehmen. Im 3. Quartal wurden 24% 
der Personalabgänge nach Auskunft der Unternehmen 
arbeitslos. Von den 19% nicht zuzuordnenden Abgängen 
wird befürchtet, daß sie über kurz oder lang großenteils 
arbeitslos werden. Denn die Verbleibmöglichkeiten wur-
den sehr differenziert abgefragt. 
Zum gegenwärtigen Erkenntnisstand ist es nicht gerecht-
fertigt, die Abgangsanteile des 3. Quartals auf das ganze 
Jahr 1991 oder gar auf den gesamten Personalabbau ans 
THA-Unternehmen von 4,08 Mio. am 1.7. 1990 auf 
1,65 Mio. am 31. 12. 91 (nach THA-Angaben) anzulegen. 
Vielmehr werden erst die weiteren Befragungswellen klä-
ren, wie sich der Personalabbau quartalsweise vollzog, 
welche Zugänge zur Arbeitslosigkeit folgten und welche 
durchschnittlichen Abgangsquoten in Arbeitslosigkeit ans 
THA-Unternehmen folgten. Da freilich früherer Altersab-
gang, AFG-Einsatz, ABS-Gesellschaften und Pendeln 
gesamtwirtschaftlich wirksame Vorkehrungen gegen 
Arbeitslosigkeit waren, gilt dies auch für den Personalab-
bau ans THA-Unternehmen.8 Dort wirkten ferner die Pri-
vatisierungen und Kommunalisierungen. 

3.7 Abhilfen für Personalabgänge im Winterhalbjahr 1991/92 
310 000, also fast die Hälfte der zwischen dem 1. 10. 91 und 
dem 31. 3. 92 aus Treuhandunternehmen ausscheidenden 
Arbeitnehmer erhalten von Betrieben und Arbeitsämtern 
eine Beschäftigungsperspektive, davon 
 
 
7 THA-Pressemitteilung vom 24. 1. 1992, S. 6. 
8 Vgl. Autorengemeinschaft: Der Arbeitsmarkt 1991 und 1992 in der Bun-

desrepublik Deutschland, in: MittAB 4, 1991, S. 628-634. 

100 000 in Gesellschaften zur Arbeitsförderung, Beschäfti-
gung und Strukturentwicklung 

50 000 in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
50 000 in Fortbildung und Umschulung 
80 000 in ausgegründeten Betriebsteilen 
30 000 in sonstigen Maßnahmen, z. B. Wiedereinstellung 

bei besserer Auftragslage oder bei Schaffung neu-
er Arbeitsplätze durch Investitionen. 

392 der erfaßten Treuhandunternehmen unterstützten zum 
Befragungszeitpunkt ABS-Gesellschaften, das sind 8% der 
in der Auswertung einbezogenen Firmen. Meistens besteht 
die Hilfe in personeller (204 Nennungen) und in sachlicher 
Unterstützung (267 Nennungen). Nur 100 ABS-Gesell-
schaften erhalten dagegen von Treuhandunternehmen 
finanzielle Mittel. Eine gesellschaftsrechtliche Beteiligung 
gibt es in 92 Fällen. 410 Treuhandfirmen beabsichtigen, in 
Zukunft ABS-Gesellschaften zu unterstützen, auch hier in 
der Mehrzahl personell und vor allem sachlich. 
In 1843 Unternehmen (38% der in der Auswertung einbe-
zogenen Firmen) ist bis Ende 1992 ein Kauf durch Manage-
ment bzw. Mitarbeiter vorgesehen. Für 138 000 Mitarbei-
ter könnte damit der Arbeitsplatz durch Management Buy 
Out erhalten werden. Dabei entfallen die meisten Arbeits-
plätze auf das Bauhauptgewerbe und den Maschinenbau, 
einige auch auf das Dienstleistungsgewerbe und den 
Handel. 
Tabelle 5 zeigt die sektorale Aufteilung der genannten 
Abhilfen für die erwarteten Personalabgänge im Winter-
halbjahr 1991/92. Während Eintritte in ABS-Gesellschaf-
ten und in ABM und FuU auch außerhalb von diesen sowie 
Ausgründungen von Betriebsteilen in vielen Branchen 
gewichtig helfen, haben die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
durch Investitionen und Wiedereinstellungsklauseln bei 
besserer Auftragslage in THA-Unternehmen (noch) wenig 
Bedeutung. 
Tabelle 6 zeigt die im Herbst 1991 bestehende und die 
beabsichtigte Unterstützung von ABS-Gesellschaften 
durch THA-Unternehmen nach Wirtschaftssektoren. Die 
Unterstützung erfolgt personell und mit Sachmitteln, weni-
ger finanziell oder beteiligungsrechtlich. Bei 4500 THA-
Unternehmen ist keine ABS-Unterstützung gegeben, bei 
4484 von ihnen auch nicht geplant. 

4 Beschäftigungsperspektiven von Ex-Treuhandfirmen 4.1 

Beschäftigungsentwicklung insgesamt 
Durch die Befragung der Ex-Treuhandfirmen wurden 
Informationen über den Verlauf von Privatisierungen und 
deren arbeitsmarktpolitische Konsequenzen über einen 
Zeitraum von mehr als einem Jahr gewonnen. Die Treu-
handverwaltung von Betrieben endete naturgemäß zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten, wobei in die Analyse der 
Privatisierungszeitraum von Mitte 1990 bis September 1991 
einbezogen werden konnte. 
Die Untersuchungen zeigen, daß auch in den privatisierten 
Betrieben Arbeitsplätze in beträchtlichem Umfang abge-
baut werden. So waren am 1. 10. 1991 nur noch 80% der 
zum Zeitpunkt der Privatisierung übernommenen Arbeit-
nehmer in diesen Unternehmen tätig, nach Einschätzung 
der befragten Unternehmen waren es Ende 1991 nur noch 
72%. In den Ex-Treuhandfirmen sind also bis Ende 1991 
mehr als 100 000 Arbeitsplätze (Hochrechnung) abgebaut 
worden. 
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Tabelle 5: Beschäftigungsperspektiven für Arbeitnehmer, die vom 1. 10. 91 bis 31. 3. 92 aus Treuhandunternehmen ausscheiden, nach 
Wirtschaftsgruppen (Personen, ohne Hochrechnung) 

 

1 Eintritt in Gesellschaften zur Arbeitsförderung, Beschäftigung und Strukturentwicklung (ABS) 
2 Eintritt in Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) außerhalb von ABS 
3 Eintritt in Fortbildung und Umschulung (Füll) außerhalb von ABS 
4 Ausgründung von Betriebsteilen 
5 Wiedereinstellungsklausel bei besserer Auftragslage 
6 Schaffung neuer Arbeitsplätze durch Investitionen 
7 sonstige Maßnahmen 

Tabelle 6: Vorhandene und geplante Unterstützung von ABS-Gesellschaften durch Treuhandunternehmen nach Wirtschaftsgruppen 
(Zahl der Nennungen) 
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Dies ist insofern überraschend, als in der Regel zunächst 
diejenigen Firmen privatisiert wurden, denen gute Überle-
benschancen eingeräumt werden konnten. Das betraf in 
erster Linie Unternehmen, die Standortvorteile besitzen, 
zu einer Wachstumsbranche mit wettbewerbsfähigen Pro-
dukten bzw. Dienstleistungen gehören, über eine relativ 
moderne Ausstattung verfügen, deren Eigentumsverhält-
nisse geklärt und deren Altschulden und Umweltbelastun-
gen keine unüberwindlichen Schwierigkeiten für eine Pri-
vatisierung boten. 

Der sich unabhängig von diesen Faktoren trotzdem vollzie-
hende Beschäftigtenabbau bis Ende 1991 um immerhin 
28% ist offensichtlich darauf zurückzuführen, daß unmit-
telbar nach einer Privatisierung eine höhere Intensität im 
Arbeitsprozeß und eine rationellere Betriebsorganisation 
durchgesetzt wurden und damit in kurzer Zeit viele 
Arbeitsplätze wegfielen. Darüber hinaus zwingt die Wett-
bewerbssituation jedes neue Unternehmen, moderne Tech-
nologien einzusetzen. Weil der technologische Rückstand 
in Ostdeutschland sehr groß ist und jetzt moderne Technik 
uneingeschränkt verfügbar und damit einsetzbar ist, sind in 
den ersten Phasen eines solchen Aufholprozesses die Frei-
setzungswirkungen besonders groß. Die technische Ratio-
nalisierung wird auch in Zukunft eine große Rolle spielen, 
so daß mit einem weiteren Abbau von Arbeitsplätzen zu 
rechnen wäre. 

Im Jahre 1992 erwarten die befragten Unternehmen einen 
weiteren Beschäftigtenrückgang um 5% (18 000 Beschäf-
tigte – Hochrechnung). Erst danach setzt eine Konsolidie-
rung des Personalbestandes bei etwa zwei Dritteln des 
Ausgangsniveaus ein (vgl. Tabelle 7, Abbildung 2). 
Eine Analyse der Beschäftigtenentwicklung in Ex-Treu-
handunternehmen nach dem Zeitpunkt ihrer Privatisierung 
ergibt folgende Aussagen: 
• Mit einer gewissen Stabilisierung der Beschäftigtenzah-

len ist nach Einschätzung der befragten Unternehmen in 
der Regel nach 2½ bis 3 Jahren zu rechnen. 

Tabelle 7: Entwicklung der Beschäftigtenzahl in Ex-Treuhandfir-
men (Hochrechnung) (Personen und Prozent) 
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• Nahezu ein Drittel des Beschäftigtenabbaus wird in den 
ersten drei Monaten nach der Privatisierung vollzogen. 
In dieser Zeit wird vorrangig angestrebt, die Leistungs-
fähigkeit der Beschäftigten voll zu nutzen und rationelle 
Formen des Betriebsablaufs durchzusetzen. Damit wer-
den relativ rasch verzichtbare Arbeitsplätze abgebaut. 

• Je   später  ein   Unternehmen   privatisiert  wird,   desto 
geringer ist der Beschäftigteneinbruch.  Während die 
1990 privatisierten Firmen nach ungefähr 2½ Jahren 
ihre Beschäftigtenzahl bei etwa 60% des Ausgangsnive-
aus stabilisieren, geht der Personalbestand bei erst 1991 
privatisierten Firmen auf „nur noch“ 70% zurück. Ein 
Grund dafür dürfte der bereits einsetzende wirtschaftli-
che Aufschwung in einigen Branchen sein. Auch wurde 
der notwendige Personalabbau bei diesen relativ spät 
privatisierten Firmen bereits unter der Treuhandverwal-
tung vollzogen. 

4.2 Sektorale Beschäftigungsentwicklungen 
Das  Privatisierungstempo weicht in  den verschiedenen 
Branchen sehr stark voneinander ab. Die Gründe dafür 

reichen von der unterschiedlichen Wettbewerbsfähigkeit 
einzelner Wirtschaftsgruppen und Betriebe über unge-
klärte Eigentumsverhältnisse bis zu Finanzierungsproble-
men bei der Umweltsanierung. 

Eine Gegenüberstellung einzelner Wirtschaftsgruppen ver-
deutlicht, daß die Privatisierung in den Branchen Bau-
hauptgewerbe, Ausbau- und Bauhilfsgewerbe, Nahrungs-
und Genußmittelgewerbe, Steine/Erden/Feinkeramik/Glas 
am weitesten vorangeschritten ist. In diesen Branchen war 
fast ein Drittel aller im September 1991 bestehenden 
Unternehmen privatisiert. Demgegenüber haben die Tex-
til- und Bekleidungsindustrie sowie die Leder- und Schuh-
industrie großen Nachholbedarf, denn die entsprechenden 
Anteile betragen nur 10 bzw. 8%. 

Keine der Branchen – mit Ausnahme des Ausbau- und 
Bauhilfsgewerbes – rechnete bis zum Jahresbeginn 1992 
mit einem Beschäftigtenzuwachs gegenüber dem Privatisie-
rungszeitpunkt. Im Gegenteil, bis zum Jahresende 1991 
ging in allen übrigen Branchen die Beschäftigtenzahl sogar 
deutlich zurück (Tab. 8). Dies gilt auch für 1992 und 1993. 

Tabelle 8: Stand, Entwicklung und Struktur der Beschäftigung in vollständig privatisierten Ex-Treuhandfirmen (Hochrechnung) 

 

1) Von den sehr wenigen Firmen dieser Branchen in Treuhandverwaltung konnte keine in die Privatisierungserhebung einbezogen werden. 
Quelle: Befragung vollständig privatisierter Ex-Treuhandfirmen durch IWW/IAB im Oktober 1991 
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Trotz des durchschnittlichen Beschäftigtenrückgangs um 
20% gab es zwischen dem Zeitpunkt der Privatisierung und 
dem 1. 10. 1991 auch etwa 13 000 Neueinstellungen (Hoch-
rechnung). Fast 5% der Beschäftigten der Ex-Treuhandfir-
men haben in diesem Zeitraum eine Tätigkeit in diesen 
Betrieben neu aufgenommen. Dabei konzentrieren sich die 
Neueinstellungen im wesentlichen auf die Branchen, in 
denen bereits ein wirtschaftlicher Aufschwung eingesetzt 
hat. Neben dem Bau- und Dienstleistungsgewerbe sowie 
der Holzindustrie gehört dazu auch das Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe. Es profitiert davon, daß die Ver-
braucher wieder verstärkt ostdeutsche Produkte kaufen. 

4.3 Regionale Beschäftigungsentwicklungen 

Der Beschäftigtenrückgang in den Ex-Treuhandunterneh-
men weist in den einzelnen Bundesländern in Abhängigkeit 
von der Branchenstruktur der privatisierten Unternehmen 
größere Unterschiede auf. 
Am weitesten vorangeschritten ist der Privatisierungspro-
zeß in Berlin (Ost), in Mecklenburg-Vorpommern und in 
Sachsen. In Brandenburg, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
liegen die Ergebnisse unter dem Durchschnitt. Diese Rela-
tionen werden allerdings unmittelbar von der wirtschaftli-
chen Ausgangssituation und dem Privatisierungsgrad der 
einzelnen Wirtschaftsgruppen bestimmt. 
Nach Einschätzung der Unternehmen wird in den Ländern 
Sachsen-Anhalt, Bandenburg und in Berlin (Ost) der 
Beschäftigtenabbau in den bisher privatisierten Treuhand-
unternehmen bis einschließlich 1993 überdurchschnittlich 
hoch sein. Die Ursachen liegen in erste Linie darin, daß in 
diesen Ländern die bereits erwähnten Branchen mit dem 
voraussichtlich höchsten Beschäftigtenrückgang überpro-
portional vertreten sind. Mehr als zwei Drittel aller 

Beschäftigten arbeiten in diesen Bereichen, in den Ex-
Treuhandunternehmen insgesamt sind es dagegen nur etwa 
48% (vgl. Abb.3). 

4.4 Löhne und Gehälter in Ex-Treuhandfirmen 
Der monatliche Durchschnittsbruttolohn betrug im Sep-
tember 1991 in den Ex-Treuhandfirmen 1991 DM. Damit 
liegt er um etwa 100 DM unter den Löhnen, die in den 
noch nicht privatisierten Unternehmen durchschnittlich 
erreicht wurden. 
Innerhalb der Branchen wurden im Bauhauptgewerbe 
sowie im Ausbau- und Bauhilfsgewerbe die höchsten und 
in der Textil- und Bekleidungsindustrie die niedrigsten 
Löhne und Gehälter gezahlt (vgl. Tabelle 9 und 10). 
Naturgemäß bestehen zwischen den innerhalb einer einzel-
nen Branche gezahlten Löhnen und Gehältern Unter-
schiede, die u. a. auf die Wettbewerbsfähigkeit der Unter-
nehmen, ihren Standort sowie auf tarifliche Bedingungen 
zurückzuführen sind. Die ausgewiesenen durchschnittli-
chen Abweichungen der einzelnen Unternehmen vom 
Durchschnittslohn der Branche (mittlere Abweichung) hal-
ten sich mit etwa 500 DM in Grenzen. 
Zwischen den einzelnen Bundesländern sind die Einkom-
mensunterschiede nicht gravierend. Nur Berlin (Ost) liegt 
deutlich über dem Durchschnitt. 
Die höchsten monatlichen Durchschnittslöhne werden in 
Unternehmen mit expandierender Beschäftigtenzahl 
gezahlt, d. h. in Firmen mit relativ sicherer Perspektive. 
Folgende Durchschnittslöhne werden erzielt: 
in expandierenden Firmen 2313 DM 
in stagnierenden Firmen 2050 DM 
in schrumpfenden Firmen 1932 DM 

Abbildung 3: Beschäftigte in Ex-Treuhandfirmen nach Ländern und Berlin (Ost) 
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Tabelle 9: Lohn- und Gehaltssumme, Umsatz und Investitionen je Beschäftigten in vollständig privatisierten Ex-Treuhandfirmen 

 

*) Ohne Kurzarbeiter und Auszubildende, ohne Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und ohne weitere Personalzusatzkosten 
1) Anmerkung und Quelle vgl. Tabelle l 

Tabelle 10: Lohn bzw. Gehalt je Beschäftigten in Ex-Treuhandfir-
men nach ausgewählten Wirtschaftsgruppen im September 1991 
(DM) 

 
Die niedrigsten durchschnittlichen Monatslöhne 
(1555 DM) zahlen Unternehmen in einem Frauenanteil von 
mehr als 80% an den Beschäftigten. Mit Abstand am 
meisten (2314 DM) wird in Unternehmen mit einem 
Frauenanteil unter 20% verdient. 
Keine signifikanten Unterschiede in der Lohnhöhe gibt es 
zwischen den Beschäftigtengrößenklassen. Im Gegenteil: 
die höchste Abweichung vom Durchschnitt beträgt nach 
oben nur 88 DM, nach unten nur 91 DM. Dazwischen 
liegen die Lohnsummen aller Beschäftigtengrößenklassen. 

4.5 Umsatz 
Der Umsatz in den privatisierten Ex-Treuhandfirmen ist im 
zweiten Halbjahr 1991 im Verhältnis zum ersten Halbjahr 
um etwa 12% gestiegen. Anzeichen für einen allmählichen 
wirtschaftlichen Aufschwung sind also bereits spürbar. 
Allerdings erfährt der Arbeitsmarkt noch keine positiven 
Signale aus dieser Entwicklung. 
Besonders stark haben folgende Branchen ihren Umsatz 
zwischen dem ersten und zweiten Halbjahr 1991 erhöht. 
Ausbau- und Bauhilfsgewerbe um 51% 
Maschinenbau um 41% 
Papier- und Druckgewerbe um 41% 
EBM-Waren/Musikinstrumente/Sportgeräte um 40% 
Bauhauptgewerbe um 39% 
Chemische Industrie um 37% 
Bei den für das Jahr 1991 erwarteten Umsätzen je Beschäf-
tigter in den Ex-Treuhandunternehmen gibt es zwischen 
den Bundesländern signifikante Unterschiede. Am höch-
sten liegt Sachsen mit 137 TDM je Beschäftigten, am 
niedrigsten mit 93 TDM Thüringen. Der Durchschnitt 
beträgt 116 TDM. 
Den höchsten Umsatz je Beschäftigten erreichen Kleinbe-
triebe bis zu 20 Arbeitnehmern mit 174 TDM im Jahr 1991. 

4.6 Investitionen 
Investitionen sind sowohl zeitlich als auch kausal nur 
bedingt mit der Entwicklung des Arbeitsmarktes ver-
knüpft. Schlußfolgerungen aus der Höhe der Investitionen 
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auf ihre Arbeitsmarktwirkungen sind daher nur einge-
schränkt möglich und darüber hinaus auch widersprüch-
lich. Als Erweiterungsinvestitionen können sie Arbeits-
plätze schaffen, als Rationalisierungsinvestitionen zum 
Abbau von Arbeitsplätzen führen. 

Die Investitionsbereitschaft der privatisierten Unterneh-
men zeigt eine deutlich steigende Tendenz: 

• Das Investitionsvolumen wächst von 5,0 Mrd. DM im 
Jahre 1991 um 22% auf 6,1 Mrd. im Jahre 1992 (Hoch-
rechnung). 

• Die  Investitionssumme  pro Beschäftigten  steigt  von 
1991 zu  1992 sogar um 47%  und damit doppelt so 
schnell. Das weist darauf hin, daß die Rationalisierungs-
investitionen gegenüber arbeitsplatzschaffenden Erwei-
terungsinvestitionen überwiegen. 

• Auf 6 von 25 Branchen entfallen 1992 etwa 71% der 
voraussichtlichen    Bruttoinvestitionen   in   ehemaligen 
Treuhandfirmen,   nämlich  auf Energiewirtschaft/Was-
serversorgung,   Elektrotechnik/Elektronik,   Nahrungs-
und     Genußmittelgewerbe,     Maschinenbau,     Steine/ 
Erden/Feinkeramik/Glas, Bauhauptgewerbe. 

• Während das Investitionsvolumen insgesamt im Jahre 
1992 im Vergleich zu 1991 um 22% steigt, wird es in den 

Branchen mit dem voraussichtlich stärksten 
Beschäftig- 
tenabbau um 38%  erhöht, die 
Investitionssumme je 
Beschäftigten sogar um 79% – im Vergleich zu 
47% 
insgesamt. 
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Jürgen Kühl: Beschäftigungspolitische Wirkungen der Treuhandanstalt, 
WSI, – Mitteilungen 11/91, S. 682-686. 

• Nach der absoluten Höhe wird in Sachsen und Thürin-
gen am meisten investiert. Bei den Investitionen pro 
Beschäftigten liegen 1991 Thüringen und Berlin (Ost) 
eindeutig an der Spitze. 1992 holt auch Brandenburg 
deutlich auf. 

5 Schlußfolgerungen 
Die schriftlichen Befragungen der THA-Unternehmen und 
der Ex-Treuhandfirmen erfassen etwa die Hälfte der ost-
deutschen Beschäftigung, und zwar in ihrem Verlauf zum 
Stichtag 1. 4. und 1. 10. eines jeden Jahres. Längsschnitt-
analysen der Beschäftigungsperspektiven und ihrer Deter-
minanten wie sektorale Strukturen, regionale Verteilungen 
auf Länder- und Arbeitsamtsebene sowie Löhne, Umsätze 
und Investitionen werden möglich. Überaus hohe Rück-
laufquoten – THA-Unternehmen 61% mit 69% aller 
Beschäftigten; Ex-Treuhandfirmen 45% mit 67% aller 
Beschäftigten – zeugen von hoher Mitwirkungsbereitschaft 
der Firmen und repräsentativen Aussagen. Die Ergebnisse 
dienen zur Information und Vorwarnung, insbesondere 
auch zur Aufgabenerfüllung der THA und der BA. 
Hier wurde stark auf die sektorale Untergliederung der 
Ergebnisse abgestellt, da sie von entscheidender Bedeu-
tung für einen Wettbewerbs- und exportfähigen, subven-
tions- und tranferunabhängigen Industriestandort Ost-
deutschlands sind. Somit stehen die noch vorhandenen 1,5 
Mio. Arbeitsplätze in THA-Unternehmen und die gut 
l Mio. Arbeitsplätze in privatisierten und kommunalisier-
ten Ex-Treuhandfirmen im Mittelpunkt der Re-Industriali-
sierungsdebatte. Sie sind eine Voraussetzung für Klein-
und Mittelbetriebe, Existenzgründer, Freie Berufe, Hand-
werk und Mittelstand. Ferner wird es möglich, für die nach 
wie vor strukturbestimmenden THA-Großunternehmen 
einer Region die Konsequenzen eines erwarteten Beschäf-
tigungsabbaus oder gar einer Stillegung auf den umliegen-
den Arbeitsmarkt im Tagespendelbereich abzuschätzen. 
Die THA ist der unmittelbar und in jedem Einzelfall 
entscheidende strukturpolitische Akteur im ostdeutschen 
Transformationsprozeß geworden. Mit Hilfe der Befragun-
gen können auch beschäftigungspolitische Alternativen zu 
der auch 1992 überwiegenden passiven Verausgabung von 
etwa 50 Mrd. DM der THA und mindestens 43 Mrd. DM 
der BA aufgezeigt werden. 
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